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a) Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zollager 

b) Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Freizonen und 
Freilager — KOM (85) 468 endg. 

»Ratsdok. 9628/85« 


A. Problem 

Die Vorschriften der EG-Mitgliedstaaten über Zollager und 
Freizonen sind bisher durch Richtlinien harmonisiert Diese 
Richtlinien sollen durch unmittelbar geltendes Gemein- 
schaftsrecht ersetzt werden. Gegen einige der von der Kom- 
mission dabei vorgeschlagenen Regelungen bestehen Beden- 
ken. 


B. Lösung 

Prüfung der Frage, ob anstelle des Vorziehens von Einzelrege- 
lungen die weitere Harmonisierung im Rahmen einer Zoll- 
grundverordnung angestrebt werden sollte, um das Zollrecht 
umfassend und möglichst in einem Zuge zu vereinheitlichen. 
Rechtzeitige Vorlage der auf der Grundlage der Verordnungen 
zu erlassenden Durchführungsbestimmungen für den Fall, 
daß doch Vorabregelungen erfolgen. Zustimmung zu den Ver- 
ordnungen nur dann, wenn für die deutschen Freihäfen keine 
materiellen Nachteile entstehen. 
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Anläßlich der Beratung der Verordnungsvorschläge soll ge- 
prüft werden, ob an Binnenwasserstraßen, insbesondere an 
Donau und Rhein, Freihäfen errichtet werden können. 

Einstimmigkeit im Ausschuß gegen die Fraktion 
DIE GRÜNEN 


C. Alternativen 

1. Bloße Kenntnisnahme der Verordnungsvorschläge 

2. Ablehnung der Verordnungsvorschläge 


D. Kosten 

Die Realisierung der Verordnungsvorschläge im Sinne der 
Ausschußempfehlung ist kostenneutral. Eine Aussage über 
die Kosten der evtl. Errichtung neuer Freihäfen ist nicht mög- 
lich. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, bei den weiteren Bera- 
tungen der Verordnungsentwürfe (Anlage) 

— zu prüfen, ob es nicht angemessen wäre, statt durch Vorziehen der ange- 
strebten Einzelregelungen die weitere Harmonisierung im Rahmen der 
Zollgrundverordnung vorzunehmen, damit das Zollrecht umfassend und 
möglichst in einem Zuge vereinheitlicht wird; 

— darauf zu dringen, daß die Kommission die auf der Grundlage der Verord- 
nungen zu erlassenden Durchführungsbestimmungen alsbald und jeden- 
falls rechtzeitig vor der Beschlußfassung über die Verordnungen vorlegt, 
damit die Auswirkungen der zum Teil sehr allgemein gehaltenen Rege- 
lungen klar erkennbar werden; 

— den Verordnungen nur zuzustimmen, wenn sichergestellt ist, daß für deut- 
sche Freihäfen keine materiellen Nachteile entstehen und hierbei insbe- 
sondere die Freizonenfiktion in den Verordnungstext selbst aufgenom- 
men wird, sowie an der bisherigen Voraussetzung der Einstimmigkeit für 
eine Abschaffung des historisch begründeten Privilegs für den Alten Frei- 
hafen Hamburg, Veredelungen ohne Prüfung der wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen vornehmen zu können, festgehalten wird; 

— darauf hinzuwirken, daß die Bearbeitung und Verarbeitung von Waren, 
die nach der Behandlung zum zollrechtlich freien Verkehr abgefertigt 
werden sollen, ohne Beschränkungen zulässig sein soll, wenn die Bearbei- 
tung oder Verarbeitung zu einer gleichen oder höheren Zollbelastung 
führt 

II. Der Deutsche Bundestag würde es begrüßen, wenn unverzüglich Gespräche 
zwischen interessierten Länderregierungen und der Bundesregierung über 
die rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten für die Errichtung von Frei- 
häfen an Binnenwasserstraßen, insbesondere an Donau und Rhein, aufge- 
nommen werden mit dem Ziel, eine entsprechende Gesetzesinitiative sobald 
als möglich einzuleiten. 


Bonn, den 5. März 1986 

Der Finanzausschuß 

Vogel (München) Jäger (Wangen) Dr. Struck 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zollager 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wirtschaftsbeteiligte, denen die endgültige Bestim- 
mung von Nichtgemeinschaftswaren noch nicht be- 
kannt ist oder die diese Waren noch nicht einer sol- 
chen Bestimmung zuführen wollen, haben ein In- 
teresse daran, diese Waren für mehr oder weniger 
lange Zeiträume zu lagern, ohne daß die Einfuhrab- 
gaben zu entrichten oder handelspolitische Maß- 
nahmen anzuwenden sind. Die Einrichtung von 
Zollagern und die Inanspruchnahme des Zollager- 
verfahrens entsprechen diesen Bedürfnissen. Au- 
ßerdem wird auf diese Weise dazu beigetragen, in 
der Gemeinschaft außenhandelsbezogene Tätigkei- 
ten zu fördern, namentlich die Warenumverteilung 
innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft. 

Mit der Richtlinie 69/74/EWG des Rates 1 ) sind die 
Regeln festgelegt worden, welche die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Zollager enthalten müssen. Die Bedeutung dieses 
Verfahrens im Rahmen der Zollunion macht eine 
einheitliche Anwendung innerhalb der Gemein- 
schaft erforderlich. Daher sind die derzeit gelten- 
den Regeln zu ergänzen und in einem in den Mit- 
gliedstaaten unmittelbar anwendbaren Rechtsakt 
niederzulegen, um so den Beteiligten eine größere 
Rechtssicherheit zu bieten. 

Es empfiehlt sich vorzusehen, daß für Gemein- 
schaftswaren, auf die gewisse, grundsätzlich an die 
Ausfuhr anknüpfende Maßnahmen aufgrund ihrer 
Verbringung in ein Zollager anwendbar sind, sowie 
für Gemeinschaftswaren, die im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr aufgrund der Anwen- 
dung der gemeinsamen Agrarpolitik Abgaben un- 
terliegen — solange derartige Abgaben erhoben 
werden — , gleichfalls das Zollagerverfahren in An- 
spruch genommen werden kann. 


x ) ABI. Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 7 


Außerdem ist vorzusehen, daß unter gewissen Vor- 
aussetzungen andere als die in das Zollagerverfah- 
ren übergeführten Waren in der Zollagerstätte gela- 
gert werden können. In diesem Fall haben die Mit- 
gliedstaaten selbst die Folgen des Verbringens sol- 
cher Waren in ein Zollager zu regeln, wenn diese 
Waren inländischen Abgaben unterliegen. 

Entsprechend den Gegebenheiten in den Mitglied- 
staaten sind mehrere Arten von Zollagern vorzuse- 
hen. Die Bewilligung für den Betrieb einer be- 
stimmten Art von Zollager wird aufgrund des wirt- 
schaftlichen Bedürfnisses einerseits und der Mög- 
lichkeiten der Überwachung durch die Zollbehörde 
andererseits erteilt. 

Ferner sind gewisse Verfahrensvereinfachungen 
vorzusehen. Insbesondere ist vorzusehen, daß die in 
Zollagern gelagerten Waren unter gewissen Voraus- 
setzungen ohne Gestellung und vorherige Anmel- 
dung in den zollrechtlich freien Verkehr überge- 
führt werden können. 

Wenn es die Umstände rechtfertigen, muß die Inan- 
spruchnahme des Zollagerverfahrens möglich sein, 
ohne daß die Waren an als Zollager zugelassenen 
Orten gelagert werden. 

Für den Fall, daß für Nichtgemeinschaftswaren 
eine Zollschuld entsteht, sind gewisse Bemessungs- 
regeln festzulegen. Insbesondere ist vorzusehen, 
daß unter gewissen Voraussetzungen ein im Zollge- 
biet der Gemeinschaft erzielter Wertzuwachs nicht 
in den Zollwert dieser Waren einzubeziehen ist. 

Die Begriffsbestimmung für „Einfuhrabgaben“ ist 
in der Richtlinie 79/623/EWG des Rates 2 ) und in 
anderen Zollrechtsvorschriften der Gemeinschaft 
enthalten. Es hat sich als notwendig erwiesen klar- 
zustellen, welche Abgaben unter diese Begriffsbe- 
stimmung fallen. 

Um die einheitliche Anwendung dieser Verordnung 
zu gewährleisten, ist ein Gemeinschaftsverfahren 
vorzusehen, nach dem Durchführungsvorschriften 
erlassen werden können. Ferner ist ein Ausschuß 
einzusetzen, um eine enge und wirksame Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission in diesem Bereich sicherzustellen. 

Das Zollagerverfahren ist ein wesentliches Instru- 
ment der Handelspolitik der Gemeinschaft; außer- 
dem ergeben sich die Bestimmungen dieser Verord- 


2 ) ABI. Nr. L 179 vom 17. Juli 1979, S. 31 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Zo 943/85 — vom 
24. Oktober 1985. 
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nung aus der Anwendung der gemeinsamen Agrar- 
politik — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 
Allgemeines 
Artikel 1 

1. Diese Verordnung legt die Vorschriften über die 
Zollager und das Zollagerverfahren fest 

2. In einem Zollager können im Zollagerverfahren 
gelagert werden: 

a) Nichtgemeinschaftswaren, ohne daß diese 
Waren Einfuhrabgaben und handelspoliti- 
schen Maßnahmen unterliegen; 

b) Gemeinschaftswaren, für die in einer beson- 
deren Gemeinschaftsregelung vorgesehen ist, 
daß bei ihrer Überführung in ein Zollager 
Maßnahmen anwendbar sind, die grundsätz- 
lich an eine Ausfuhr anknüpfen, mit der Fol- 
ge, daß diese Maßnahmen anwendbar wer- 
den. 

3. Solange Gemeinschaftswaren im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr Abgaben unterliegen, 
die sich aus der Anwendung der gemeinsamen 
Agrarpolitik ergeben, dient das Zollagerverfah- 
ren auch der Lagerung dieser Waren in einem 
Zollager mit der Folge, daß diese Abgaben nicht 
erhoben werden. 

4. Im Sinne dieser Verordnung gelten als: 

a) Zollager 

alle von der Zollbehörde zugelassenen und unter 
ihrer Überwachung stehenden Orte, an denen ge- 
mäß den nach dieser Verordnung festgelegten 
Einzelheiten Waren gelagert werden können; 

b) öffentliche Zollager 

Zollager, die von jedermann zur Lagerung von 
Waren benutzt werden können; 

c) private Zollager 

Zollager, die auf die Lagerung von Waren durch 
den Lagerhalter beschränkt sind; 

d) Lagerhalter 

jede zum Betrieb eines Zollagers befugte Per- 
son; 

e) Einlagerer 

die Person, für deren Rechnung die Anmeldung 
zur Überführung von Waren in das Zollagerver- 
fahren abgegeben worden ist, oder die Person, 
der die Rechte und Pflichten dieser ersten Per- 
son übertragen worden sind; 

f) Gemeinschaftswaren 
Waren, 

— die vollständig im Zollgebiet der Gemein- 
schaft gewonnen oder hergestellt worden sind, 


ohne daß ihnen Waren mit Herkunft aus 
Drittländern oder Gebieten, die nicht zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, hinzu- 
gefügt wurden; 

— mit Herkunft aus einem Land oder Gebiet, das 
nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehört, 
die sich in einem Mitgliedstaat im zollrecht- 
lich freien Verkehr befinden; 

— die im Zollgebiet der Gemeinschaft entweder 
ausschließlich aus unter dem zweiten Gedan- 
kenstrich genannten Waren oder aus unter 
dem ersten und zweiten Gedankenstrich ge- 
nannten Waren gewonnen oder hergestellt 
worden sind; 

g) Nichtgemeinschaftswaren 

andere als die unter Buchstabe f genannten Wa- 
ren. Unbeschadet der mit Drittländern zur An- 
wendung des gemeinschaftlichen Versandverfah- 
rens geschlossenen Abkommen gelten als Nicht- 
gemeinschaftswaren auch Waren, die die Voraus- 
setzungen nach Buchstabe f zwar erfüllen, nach 
Ausfuhr aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft 
aber wieder in dieses verbracht werden; 

h) Einfuhrabgaben 

— Zölle; 

— Antidumping- und Ausgleichszölle nach Maß- 
gabe des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens, sowie andere Abga- 
ben zollgleicher Wirkung; 

— Abschöpfungen und sonstige bei der Einfuhr 
erhobene Abgaben, die im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik oder aufgrund der 
auf bestimmte landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse anwendbaren spezifischen 
Regelungen vorgesehen sind; 

i) Zollbehörde 

jede für die Anwendung des Zollrechts zustän- 
dige Behörde, auch wenn sie nicht zur Zollver- 
waltung gehört; 

j) Person _ 

— eine natürliche Person, 

— eine juristische Person, 

— eine Personenvereinigung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit, die aber im Rechtsver- 
kehr wirksam auftreten kann. 


Artikel 2 

1. Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 können die in 
Artikel 1 Abs. 2 und 3 genannten Waren ungeach- 
tet ihrer Art, ihrer Menge, ihres Ursprungs, ihrer 
Herkunft oder ihrer Bestimmung in das Zoll- 
lagerverfahren übergeführt werden. 

2. Absatz 1 steht der Anwendung von Verboten 
oder Beschränkungen nicht entgegen, die aus 
Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung 
und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit und 
des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, 
des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder 
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des gewerblichen oder kommerziellen Eigentums 
gerechtfetigt sind. 

3. Die Zollbehörde kann verlangen, daß Waren, die 
eine Gefahr darstellen, andere Waren schädigen 
könnten oder besondere Einrichtungen benöti- 
gen, in besonders hergerichteten Zollagern gela- 
gert werden. 


TITEL II 

Bewilligung für den Betrieb eines Zollagers 

Artikel 3 

1. Der Betrieb eines Zollagers durch eine andere 
Person als die Zollbehörde bedarf einer Bewilli- 
gung durch diese Behörde. 

2. Wer ein Zollager betreiben will, muß einen 
schriftlichen Antrag stellen, der die für die Ertei- 
lung der Bewilligung erforderlichen Angaben 
enthält. Dem Antrag sind alle von der Zollbe- 
hörde für erforderlich gehaltenen Unterlagen so- 
wie gegebenenfalls eine Erklärung des Antrag- 
stellers beizufügen, mit der dieser sich gegen- 
über der Zollbehörde verpflichtet, die besonderen 
Voraussetzungen einzuhalten, von denen die Zu- 
lassung der Waren zu diesem Verfahren gegebe- 
nenfalls abhängig ist 

3. Die Zollbehörde bewilligt den Betrieb 

— eines öffentlichen Zollagers, soweit ein allge- 
meines Bedürfnis für eine Lagerung besteht; 

— eines privaten Zollagers, soweit für den An- 
tragsteller ein Bedürfnis für die Lagerung be- 
steht. 

4. Die Bewilligung wird nur Personen erteilt, die 
die erforderliche Gewähr für die ordnungsge- 
mäße Anwendung dieser Verordnung bieten, und 
soweit die erforderlichen Überwachungsmaßnah- 
men durchgeführt werden können. 


Artikel 4 

Außer in den im Verfahren nach Artikel 29 fest- 
gelegten Fällen ist die Bewilligung für den Betrieb 
eines Zollagers abhängig von der Leistung einer 
Sicherheit für eine Zollschuld, die für die in das 
Zollagerverfahren übergeführten Waren entstehen 
kann, oder für eine Abgabe nach Artikel 1 Abs. 3, 
der die in dieses Verfahren übergeführten Waren 
gegebenenfalls unterliegen. 


Artikel 5 

In der Bewilligung werden die besonderen Bedin- 
gungen festgelegt, unter denen das Zollager betrie- 
ben wird. 

In der Bewilligung wird insbesondere angegeben, 
welche Zollstelle für die Überwachung des Zoll- 


lagers zuständig ist. Handelt es sich um ein privates 
Zollager, so kann ferner angegeben werden, welche 
Warenarten in dem Zollager gelagert werden dür- 
fen. 


Artikel 6 

Der Lagerhalter muß der Zollbehörde Mitteilung 
über alle Ereignisse machen, die nach Erteilung der 
Bewilligung eintreten und sich auf die Aufrechter- 
haltung oder den Inhalt der Bewilligung auswirken 
können. 


Artikel 7 

Ändern sich die Umstände, unter denen die Be- 
willigung erteilt wurde, so ändert die Zollbehörde 
die Bewilligung entsprechend. 


Artikel 8 

Die Fälle, in denen die Bewilligung widerrufen 
wird oder als nichtig anzusehen ist, sowie die sich 
daraus ergebenden Folgen werden im Verfahren 
nach Artikel 29 geregelt. 


TITEL III 

Überführung von Waren in das Zollagerverfahren 

Artikel 9 

1. Unbeschadet Artikel 25 sind alle Waren, die in 
das Zollagerverfahren übergeführt werden sol- 
len, der Zollbehörde zu gestehen und ist für sie 
eine Anmeldung zum Zollager bei der in Artikel 5 
Abs. 2 genannten Zollstelle abzugeben. 

2. Wenn es die Umstände rechtfertigen, können die 
in Absatz 1 genannten Waren bei einer anderen 
als der in Absatz 1 genannten Zollstelle gestellt 
und zum Zollagerverfahren angemeldet werden. 

3. Im Verfahren nach Artikel 29 wird die Liste der 
Fälle aufgestellt, in denen die Überführung von 
Waren in das Zollagerverfahren von der Leistung 
einer Sicherheit abhängig ist, für: 

a) eine Zollschuld, die für Nichtgemeinschafts- 
waren entstehen kann, oder für eine Abgabe 
nach Artikel 1 Abs. 3, der Gemeinschaftswa- 
ren gegebenenfalls unterliegen; 

b) die Zahlung oder Erstattung von Beträgen, die 
gegebenenfalls für Gemeinschaftswaren auf- 
grund der Regelungen der gemeinsamen 
Agrarpolitik geschuldet werden. Diese Vor- 
schrift gilt unbeschadet Artikel 30. 

4. Die Vorschriften für die Überführung von Waren 
in das Zollagerverfahren werden im Verfahren 
nach Artikel 29 erlassen. 
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TITEL IV 

Funktionsweise des Zollagers und des 
Zollagerverfahrens 

Artikel 10 

1. Die Zollbehörde trifft alle , erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Überwachung und den ord- 
nungsgemäßen Betrieb des Zollagers sowie die 
Überwachung der in das Zollagerverfahren über- 
geführten Waren sicherzustellen. 

2. Die Maßnahmen, die getroffen werden können, 
wenn ein Lagerhalter oder Einlagerer einer An- 
ordnung nach Absatz 1 nicht nachkommt, wer- 
den im Verfahren nach Artikel 29 festgelegt. 

Artikel 11 

Sofern ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und 

die zollamtliche Überwachung dadurch nicht beein- 
trächtigt wird, kann die Zollbehörde zulassen, daß 

a) andere Gemeinschaftswaren als die in Artikel 1 
Abs. 2 Buchstabe b und Abs. 3 genannten Waren 
im Zollager gelagert werden; 

b) Nichtgemeinschaftswaren im Zollager im akti- 
ven Veredelungsverkehr unter den für dieses 
Verfahren vorgesehenen Voraussetzungen ver- 
edelt werden; 

c) Nichtgemeinschaftswaren im Zollager im Ver- 
fahren der Umwandlung unter zollamtlicher 
Überwachung unter den für dieses Verfahren 
vorgesehenen Voraussetzungen umgewandelt 
werden. 


Artikel 12 

Der Lagerhalter hat über alle Waren, die sich 
unter dem Zollagerverfahren im Zollager befinden, 
das er betreibt, in der von der Zollbehörde zugelas- 
senen Form Buch zu führen. 

Die Buchführung ist der Zollbehörde zur Verfügung 
zu halten, um ihr jede von ihr für erforderlich er- 
achtete Kontrolle zu ermöglichen. 

Artikel 13 

Die in das Zollagerverfahren übergeführten Wa- 
ren sind bei ihrer Aufnahme in das Zollager in die 
in Artikel 12 genannte Buchführung aufzunehmen. 

Artikel 14 

Die in das Zollager auf genommenen Waren gel- 
ten als an einen Ort im Sinne des Artikels 4 Abs. 2 
Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. ... des Ra- 
tes vom . . . [über die Bestimmung der zur Erfüllung 
einer Zollschuld verpflichteten Personen] 3 ) ver- 


3 ) ABI. Nr. C 340 vom 28. Dezember 1982, S. 5 


bracht, sobald sie vom Lagerhalter in Empfang ge- 
nommen worden sind. Der Empfangsnachweis 
kann durch die Aufnahme in die in Artikel 13 ge- 
nannte Buchführung oder durch ein anderes von 
der Zollbehörde zugelassenes beweiskräftiges Pa- 
pier erbracht werden. 

Artikel 15 

1. Der Verbleib von Waren im Zollagerverfahren ist 
zeitlich nicht begrenzt. 

In Ausnahmefällen kann jedoch die Zollbehörde 
eine Frist setzen, vor deren Ablauf der Einlage- 
rer die Waren einer Bestimmung im Sinne des 
Artikels 20 oder 23 zuführen muß. 

2. Für bestimmte in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b 
genannte Waren, die unter die gemeinsame 
Agrarpolitik fallen, können unbeschadet Arti- 
kel 30 nach Artikel 29 besondere Fristen festge- 
setzt werden. 

Artikel 16 

1. Nichtgemeinschaftswaren sowie die in Artikel 1 
Abs. 3 genannten Gemeinschaftswaren, die in 
das Zollagerverfahren übergeführt worden sind, 
können üblichen Behandlungen unterzogen wer- 
den, die der Erhaltung der Waren oder der Ver- 
besserung ihrer Aufmachung oder Handelsgüte 
dienen. 

Soweit dies für das ordnungsgemäße Funktionie- 
ren der gemeinsamen Marktorganisationen er- 
forderlich ist, können Listen der Fälle aufgestellt 
werden, in denen diese Behandlungen für unter 
die gemeinsame Agrarpolitik fallende Waren ver- 
boten sind. 

2. In das Zollagerverfahren übergeführte Gemein- 
schaftswaren im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 
Buchstabe b, die unter die gemeinsame Agrarpo- 
litik fallen, dürfen nur Behandlungen unterzogen 
werden, die für diese Waren ausdrücklich vorge- 
sehen sind. 

3. Die in Absatz 1 erster Unterabsatz und Absatz 2 
bezeichneten Behandlungen bedürfen der vorhe- 
rigen Bewilligung durch die Zollbehörde, die fest- 
legt, nach welchen Einzelheiten sie vorgenom- 
men werden können. 

4. Unbeschadet Artikel 30 werden die Listen der 
Behandlungen im Sinne der Absätze 1 und 2 
nach Artikel 29 aufgestellt 

Artikel 17 

Wenn es die Umstände rechtfertigen, können die 
in das Zollagerverfahren übergeführten Waren vor- 
übergehend aus dem Zollager entfernt werden. Die 
Entfernung bedarf der vorherigen Bewilligung 
durch die Zollbehörde, die festlegt, nach welchen 
Einzelheiten die Entfernung stattfinden kann. 

Außerhalb des Zollagers können die Waren den in 
Artikel 16 genannten Behandlungen unter den 
gleichen Voraussetzungen unterzogen werden. 
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Artikel 18 

Wenn es die Umstände rechtfertigen, kann die 
Zollbehörde zulassen, daß die in das Zollagerverfah- 
ren übergeführten Waren in ein anderes Zollager 
verbracht werden, ohne daß das Verfahren beendet 
wird, sofern sich beide Zollager im selben Mitglied- 
staat befinden. Die Fälle, in denen Waren mit der 
gleichen Wirkung aus einem in einem Mitgliedstaat 
gelegenen Zollager in ein Zollager in einem ande- 
ren Mitgliedstaat verbracht werden können, wer- 
den im Verfahren nach Artikel 29 festgelegt. 

Artikel 19 

Die Rechte und Pflichten des Einlagerers können 
mit Zustimmung der Zollbehörde auf eine andere 
Person übertragen werden. 


TITEL V 

Beendigung des Zollagerverfahrens 

Artikel 20 

Unbeschadet der im Rahmen spezifischer Zollre- 
gelungen erlassenen besonderen Vorschriften kön- 
nen die in das Zollagerverfahren übergeführten 
Nichtgemeinschaf tswaren 

— in den zollrechtlich freien Verkehr oder ein an- 
deres Zollverfahren übergeführt werden; 

— in eine Freizone verbracht werden; 

— wiederausgeführt werden; 

— zugunsten der Staatskasse aufgegeben werden, 
wenn diese Möglichkeit nach einzelstaatlichem 
Recht vorgesehen ist; 

— unter zollamtlicher Überwachung vernichtet 
oder zerstört werden, wobei die bei der Zerstö- 
rung anfallenden Abfälle oder Reste selbst einer 
der nach den vorstehenden Gedankenstrichen 
aufgeführten Bestimmungen "zugeführt werden 
können. 


Artikel 21 

1. Entsteht für eine in das Zollagerverfahren über- 
geführte Nichtgemeinschaftsware eine Zoll- 
schuld, so ist der Zollwert dieser Ware nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 des Rates 4 ) zu 
bestimmen. 

Wird der Zollwert auf der Grundlage eines tat- 
sächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises er- 
mittelt, der die Kosten für die Lagerung oder 
Erhaltung der Waren während ihres Verbleibs 
im Zollager enthält, so sind diese Kosten nicht in 
den Zollwert einzubeziehen, vorausgesetzt, daß 
sie getrennt von dem für die Waren tatsächlich 
gezahlten oder zu zahlenden Preis ausgewiesen 
werden. 


4 ) ABI. Nr. L 134 vom 31. Mai 1980, S. 1 


2. Ist die genannte Ware anderen üblichen Behand- 
lungen im Sinne des Artikels 16 unterzogen wor- 
den als solchen, die ihrer Erhaltung dienen, so 
werden für die Festsetzung der Einfuhrabgaben 
auf Antrag des Anmelders die Art, der Zollwert 
und die Menge zugrunde gelegt, die zu berück- 
sichtigen wären, wenn die betreffende Ware die- 
sen Behandlungen nicht unterzogen worden 
wäre. 


Artikel 22 

1. Unter die gemeinsame Agrarpolitik fallende Ge- 
meinschaftswaren im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 
Buchstabe b, die in das Zollagerverfahren über- 
geführt worden sind, müssen eine der Bestim- 
mungen erhalten, die in der Regelung vorgese- 
hen sind, aufgrund deren sie in das Verfahren 
übergeführt wurden. 

2. Es kann beantragt werden, die Anmeldung zur 
Überführung dieser Waren in das Zollagerver- 
fahren für ungültig zu erklären. Die Zollbehörde 
gibt diesem Antrag statt, sobald die Maßnahmen 
getroffen wurden, die in der betreffenden spezifi- 
schen Regelung für den Fall vorgesehen sind, 
daß die vorgeschriebene Bestimmung nicht ein- 
gehalten worden ist. Die Liste der Fälle, in denen 
die Anmeldung nicht für ungültig erklärt werden 
kann, wird unbeschadet Artikel 30 nach Arti- 
kel 29 auf gestellt. 

3. Ist bei Ablauf der nach Artikel 15 Abs. 2 festge- 
setzten Frist für Gemeinschaftswaren im Sinne 
des genannten Artikels noch kein Antrag gestellt 
worden, sie einer in Absatz 1 genannten Bestim- 
mung zuzuführen, so erklärt die Zollbehörde die 
Anmeldung zur Überführung der Waren in das 
Zollagerverfahren für ungültig und trifft die in 
Absatz 2 vorgesehenen Maßnahmen. 


Artikel 23 

Die in das Zollagerverfahren übergeführten Ge- 
meinschaftswaren im Sinne des Artikels 1 Abs. 3 

können 

— in den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr 
übergeführt werden; 

— in eine Freizone verbracht werden; 

— ausgeführt oder wiederausgeführt werden; 

— in den passiven Veredelungsverkehr überge- 
führt werden; 

— zugunsten der Staatskasse aufgegeben werden, 
falls diese Möglichkeit nach innerstaatlichem 
Recht vorgesehen ist; 

— unter zollamtlicher Überwachung vernichtet 
oder zerstört werden, wobei die bei der Zerstö- 
rung anfallenden Abfälle oder Reste selbst einer 
der in den vorstehenden Gedankenstrichen ge- 
nannten Bestimmungen zugeführt werden kön- 
nen. 
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Artikel 24 

Die Voraussetzungen, unter denen das Zollager- 
verfahren beendet wird, werden im Verfahren nach 
Artikel 29 geregelt. 

TITEL VI 

Vereinfachte Verfahren 

Artikel 25 

1. Sofern die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens 
dadurch nicht beeinträchtigt wird, kann die Zoll- 
behörde unter im Verfahren nach Artikel 29 fest- 
zulegenden Voraussetzungen zulassen, daß Wa- 
ren in das Zollagerverfahren übergeführt wer- 
den, ohne daß sie gestellt werden und eine vorhe- 
rige Anmeldung vorgelegt wird. In diesem Fall 
hat die Anschreibung in der Buchführung nach 
Artikel 12 die gleiche Rechtswirkung wie die An- 
nahme der Anmeldung nach Artikel 19 Abs. 1. 

2. Unter dem in Absatz 1 genannten Vorbehalt 
kann die Zollbehörde auch zulassen, daß in das 
Zollagerverfahren übergeführte Nichtgemein- 
schaftswaren sowie Gemeinschaftswaren im 
Sinne des Artikels 1 Abs. 3 in den zollrechtlich 
freien Verkehr bzw. den zoll- und steuerrechtlich 
freien Verkehr übergeführt werden, ohne daß die 
Waren gestellt werden und eine vorherige An- 
meldung abgegeben wird. In diesem Fall hat der 
Inhaber einer solchen Bewilligung die Waren in 
seiner Buchführung anzuschreiben. Die An- 
schreibung in der Buchführung hat die gleiche 
Rechtswirkung wie die Annahme der Anmeldung 
zum zollrechtlich freien Verkehr. 

Die Bewilligung erstreckt sich nicht auf die Fälle, 
in denen die angemeldeten Bemessungsgrundla- 
gen für den Beteiligten günstiger sind als diejeni- 
gen, die zuvor von der Zollbehörde festgelegt, an- 
erkannt oder angenommen worden sind und 
diese günstigeren Bemessungsgrundlagen nicht 
ohne Beschau der Waren geprüft werden kön- 
nen. 

Werden Waren ohne Gestellung in den zollrecht- 
lich freien Verkehr übergeführt, so wird vermu- 
tet, daß keine Änderung der Bemessungsgrund- 
lagen zugunsten des Beteiligten eingetreten ist. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Bewil- 
ligungen können auf bestimmte Waren be- 
schränkt werden. Sie können von jeder Voraus- 
setzung abhängig gemacht werden, die die Zoll- 
behörde für zweckmäßig erachtet, um die Über- 
wachung der Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens 
zu ermöglichen. 

Die Bewilligungen sind widerruflich. 

TITEL VII 
Fiktives Zollager 

Artikel 26 

Sofern ein ausreichend nachgewiesenes wirt- 
schaftliches Bedürfnis besteht und jede Gewähr für 


die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens gegeben ist, 
kann die Zollbehörde zulassen, daß Nichtgemein- 
schaftswaren in das Zollagerverfahren übergeführt 
werden, ohne in ein Zollager verbracht zu werden. 
Der Inhaber einer solchen Bewilligung gilt als La- 
gerhalter eines privaten Zollagers, der die verein- 
fachten Verfahren nach Artikel 25 in Anspruch neh- 
men darf. 

Die Fälle, in denen Absatz 1 angewendet werden 
kann, sowie die Einzelheiten seiner Anwendung 
werden im Verfahren nach Artikel 29 geregelt. 


TITEL VIII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 27 

1. Es wird ein Ausschuß für Zollager und Freizonen 
— im folgenden „Ausschuß“ genannt — einge- 
setzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten be- 
steht und in dem ein Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 28 

Der Ausschuß kann alle die Anwendung dieser 
Verordnung betreffenden Fragen prüfen, die ihm 
der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates unterbreitet. 


Artikel 29 

1. Die erforderlichen Durchführungsvorschriften 
zu dieser Verordnung werden nach dem Verfah- 
ren der Absätze 2 und 3 erlassen. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu erlassenden Vor- 
schriften. Der Ausschuß nimmt zu diesem Ent- 
wurf innerhalb einer Frist Stellung, die der Vor- 
sitzende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit der in Artikel 148 Abs. 2 des Ver- 
trages vorgesehenen Mehrheit zustande. 

3. a) Die Kommission erläßt die in Aussicht ge- 

nommenen Vorschriften, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Vorschriften nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu erlassenden Vorschriften 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat bei Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Vorschriften von 
der Kommission erlassen. 
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Artikel 30 

Diese Verordnung berührt nicht den Erlaß beson- 
derer Vorschriften im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik; der Erlaß solcher Vorschriften bleibt 
den Regeln dieser Politik unterworfen. 


Artikel 31 

1, Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1986 in 
Kraft. 


2. Die Richtlinie 69/74/EWG und die dazu erlasse- 
nen Durchführungsrichtlinien werden aufgeho- 
ben. Bezugnahmen auf jene Richtlinien gelten 
als Bezugnahmen auf diese Verordnung. 

3. Die von den Zollbehörden erteilten Bewilligun- 
gen für den Betrieb von Zollagern werden wider- 
rufen, wenn ihr Inhalt dieser Verordnung zuwi- 
derläuft. Andernfalls bleiben sie wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
auschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Freizonen und Freilager sind Teile des Zollge- 
biets der Gemeinschaft bzw. vom übrigen Zollgebiet 
getrennte Orte, wo in der Regel außenhandelsbezo- 
gene Tätigkeiten konzentriert sind. Diese Zonen, 
Freilager und Orte tragen aufgrund der dort vorge- 
sehenen Zollerleichterungen zur Förderung der ge- 
nannten Tätigkeiten bei, namentlich zur Warenum- 
verteilung innerhalb und außerhalb der Gemein- 
schaft. 

Mit der Richtlinie 69/75/EWG des Rates 1 ) sind die 
Regeln festgelegt worden, welche die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Freizonen enthalten müssen. Die Bedeutung sol- 
cher Zonen im Rahmen der Zollunion macht eine 
einheitliche Anwendung der diesbezüglichen Be- 
stimmungen in der Gemeinschaft erforderlich. Da- 
her sind die derzeit geltenden Regeln zu ergänzen 
und in einem in den Mitgliedstaaten unmittelbar 
anwendbaren Rechtsakt niederzulegen, um so den 
Beteiligten eine größere Rechtssicherheit zu bie- 
ten. 

Es ist nicht angezeigt, den Freizonen und Freila- 
gern Wettbewerbsvorteile bezüglich der Anwen- 
dung der Einfuhrabgaben einzuräumen. Dagegen 
sind für diese Zonen und Lager aufgrund ihrer Son- 
derstellung Vereinfachungen der Zollförmlichkei- 
ten im Vergleich zum übrigen Zollgebiet der Ge- 
meinschaft vorzusehen. 

Nichtgemeinschaftswaren, die in diese Zonen oder 
Lager verbracht werden, müssen dort ohne zeitliche 
Begrenzung und ohne Entrichtung von Einfuhrab- 
gaben oder Anwendung von handelspolitischen 
Maßnahmen verbleiben können. Der Aufenthalt der 
Waren in diesen Zonen und Lagern wird also wei- 
terhin so behandelt, als befänden diese sich im Hin- 
blick auf die genannten Abgaben und Maßnahmen 
nicht im Zollgebiet der Gemeinschaft. 

Es ist der Tatsache Rechnung zu tragen, daß auf in 
eine Freizone verbrachte Gemeinschaftswaren ge- 


l ) ABI. Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 11 


Freizonen und Freilager 


gebenenfalls gewisse grundsätzlich an die Ausfuhr 
anknüpfende Maßnahmen anwendbar sind. Ferner 
ist zu regeln, welche Folgen sich für Gemeinschafts- 
waren, die im inner gemeinschaftlichen Warenver- 
kehr aufgrund der Anwendung der gemeinsamen 
Agrarpolitik Abgaben unterliegen — solange derar- 
tige Abgaben erhoben werden — , aus der Verbrin- 
gung in eine Freizone oder ein Freilager ergeben. 
Es muß möglich sein, andere Gemeinschaftswaren 
in eine Freizone oder ein Freilager zu verbringen. 
Unterliegen diese Waren inländischen Abgaben, so 
haben die Mitgliedstaaten selbst die Folgen ihrer 
Verbringung in die Freizone zu regeln. 

Für den Fall, daß für in eine Freizone oder ein Frei- 
lager verbrachte Waren eine Zollschuld entsteht, 
sind gewisse Bemessungsregeln festzulegen. Insbe- 
sondere ist vorzusehen, daß unter gewissen Voraus- 
setzungen ein im Zollgebiet der Gemeinschaft er- 
zielter Wertzuwachs nicht in den Zollwert dieser 
Waren einzubeziehen ist. 

Die Begriffsbestimmung für „Eingangsabgaben“ ist 
in der Richtlinie 79/623/EWG des Rates 2 ) und in 
anderen Zollrechtsakten der Gemeinschaft enthal- 
ten. Es hat sich als notwendig erwiesen klarzustel- 
len, welche Abgaben unter diese Begriffsbestim- 
mung fallen. 

Um die einheitliche Anwendung dieser Verordnung 
zu gewährleisten, ist ein Gemeinschaftsverfahren 
festzulegen, dem Durchführungsvorschriften zu die- 
ser Verordnung erlassen werden können. Ferner ist 
für eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission im 
Rahmen des Ausschusses für Zollager und Freizo- 
nen, der mit der Verordnung (EWG) Nr des Ra- 

tes vom . . . über die Zollager 3 ) eingesetzt worden 
ist, zu sorgen. 

Die Bestimmungen über die Freizonen und Freila- 
ger sind ein wesentliches Instrument der Handels- 
politik der Gemeinschaft; außerdem ergeben sich 
die Bestimmungen dieser Verordnung aus der An- 
wendung der gemeinsamen Agrarpolitik — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 
Allgemeines 
Artikel 1 

1. Diese Verordnung legt die Vorschriften für die 
Freizonen und Freilager fest. 


2 ) ABI. Nr. L 179 vom 17. Juli 1979, S. 31 

3 ) ABI. Nr. L . . . 
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2. In einer Freizone oder einem Freilager 

a) unterliegen Nichtgemeinschaftswaren keinen 
Einfuhrabgaben oder handelspolitischen Maß- 
nahmen; 

b) werden für Gemeinschaftswaren, für die in ei- 
ner besonderen Gemeinschaftsregelung vor- 
gesehen ist, daß bei ihrer Verbringung in eine 
Freizone Maßnahmen anwendbar sind, die 
grundsätzlich an eine Ausfuhr anknüpfen, 
diese Maßnahmen anwendbar; 

c) sind Zollförmlichkeiten und Kontrollmaßnah- 
men im Zusammenhang mit dem Eingang, 
Verbleib und Ausgang von Waren nur in dem 
in dieser Verordnung vorgesehenen Umfang 
anwendbar. 

3. Solange Gemeinschaftswaren im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr Abgaben unterliegen, 
die sich aus der Anwendung der gemeinsamen 
Agrarpolitik ergeben, werden diese Abgaben in 
einer Freizone oder einem Freilager nicht erho- 
ben. 

4. Im Sinne dieser Verordnung gelten als: 
a) Gemeinschaftswaren 

Waren, 

— die vollständig im Zollgebiet der Gemein- 
schaft gewonnen oder hergestellt worden 
sind, ohne daß ihnen Waren mit Herkunft aus 
Drittländern oder Gebieten, die nicht zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, hinzu- 
gefügt wurden; 

— mit Herkunft aus einem Land oder Gebiet, 
das nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft 
gehört, die sich in einem Mitgliedstaat im zoll- 
rechtlich freien Verkehr befinden; 

— die im Zollgebiet der Gemeinschaft entweder 
ausschließlich aus unter dem zweiten Gedan- 
kenstrich genannten Waren oder aus unter 
dem ersten und dem zweiten Gedankenstrich 
genannten Waren gewonnen oder hergestellt 
worden sind; 

h) Nichtgemeinschaftswaren 
andere als die unter Buchstabe a genannten Wa- 
ren. Unbeschadet der mit Drittländern zur An- 
wendung des gemeinschaftlichen Versandverfah- 
rens geschlossenen Abkommen gelten als Nicht- 
gemeinschaftswaren auch Waren, die die Voraus- 
setzungen nach Buchstabe a zwar erfüllen, nach 
Ausfuhr aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft 
aber wieder in dieses verbracht werden; 

c) Einfuhrabgaben 

— Zölle; 

— Antidumping- und Ausgleichszölle nach Maß- 
gabe des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens sowie andere Abga- 
ben zollgleicher Wirkung; 

— Abschöpfungen und sonstige bei der Einfuhr 
erhobene Abgaben, die im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik oder aufgrund der 
auf bestimmte landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse anwendbaren spezifischen 
Regelungen vorgesehen sind; 


d) Ausfuhrabgaben 

Abschöpfungen und sonstige bei der Ausfuhr er- 
hobene Abgaben, die im Rahmen der auf be- 
stimmte landwirtschaftliche Verarbeitungser- 
zeugnisse anwendbaren spezifischen Regelun- 
gen vorgesehen sind; 

e) Zollbehörde 

jede für die Anwendung des Zollrechts zustän- 
dige Behörde, auch wenn sie nicht zur Zollver- 
waltung gehört; 

f) Person 

— eine natürliche Person; 

— eine juristische Person; 

— eine Personenvereinigung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit, die aber im Rechtsver- 
kehr wirksam auftreten kann. 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten können bestimmte Teile des 
Zollgebiets der Gemeinschaft zu Freizonen erklä- 
ren oder die Einrichtung von Freilagern bewilli- 
gen. 

2. Die Mitgliedstaaten bestimmen die geographi- 
sche Abgrenzung jeder Freizone. Orte, die als 
Freilager dienen sollen, müssen von den Mit- 
gliedstaaten zugelassen werden. Die Mitglied- 
staaten treffen die erforderlichen Vorkehrungen, 
um zu verhindern, daß Waren widerrechtlich in 
Freizonen oder Freilager verbracht oder daraus 
entfernt werden. 

3. Die Mitgliedstaaten legen die Ein- und Ausgänge 
der Freizonen und Freilager fest. 

4. Jede Errichtung von Gebäuden in einer Freizone 
bedarf der vorherigen Bewilligung durch die Zoll- 
behörde. 


Artikel 3 

1. Die Begrenzungen sowie die Ein- und Ausgänge 
der Freizonen und Freilager unterliegen der zoll- 
amtlichen Überwachung. 

2. Die Freilager sind nur in Gegenwart eines Beam- 
ten der Zollbehörde zugänglich. Personen und 
Beförderungsmittel können am Ein- oder Aus- 
gang einer Freizone oder eines Freilagers einer 
Zollkontrolle unterzogen werden. 

3. Der Zugang zu einer Freizone oder einem Freila- 
ger kann Personen untersagt werden, die nicht 
jede Gewähr für die Einhaltung dieser Verord- 
nung bieten. 

4. In einer Freizone können Wareneingang, ^ -ver- 
bleib und -ausgang von der Zollbehörde kontrol- 
liert werden. Für diese Kontrolle ist ein Exem- 
plar des Beförderungspapiers der Zollbehörde zu 
übergeben oder zu ihrer Verfügung zu halten. 
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TITEL II 

Verbringen von Waren in Freizonen 
oder Freilager 


Artikel 4 

1. In eine Freizone oder ein Freilager können alle 
Waren ungeachtet ihrer Art, ihrer Menge, ihres 
Ursprungs, ihrer Herkunft oder ihrer Bestim- 
mung verbracht werden. 

2. Absatz 1 steht nicht entgegen: 

a) der Anwendung von Verboten oder Beschrän- 
kungen, die aus Gründen der öffentlichen Sitt- 
lichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutz 
der Gesundheit und des Lebens von Men- 
schen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen 
Kulturguts von künstlerischem, geschichtli- 
chem oder archäologischem Wert oder des ge- 
werblichen oder kommerziellen Eigentums 
gerechtfertigt sind; 

b) der Möglichkeit, daß die Zollbehörde aus tech- 
nischen oder verwaltungsmäßigen Gründen 
den Zugang zu bestimmten Freizonen oder 
Teilen von Freizonen oder bestimmten Freila- 
gern auf bestimmte Waren beschränkt. 


Artikel 5 

1. Beim Verbringen in eine Freizone oder ein Frei- 
lager sind die Waren der Zollbehörde weder zu 
gestehen noch ist eine Zollanmeldung abzuge- 
ben. 

2. Unbeschadet Artikel 18 sind der Zollbehörde nur 
die Waren zu gestehen, 

a) die sich in einem Zollverfahren befinden, das 
durch ihr Verbringen in eine Freizone oder 
ein Freilager beendet wird; eine Gestellung ist 
jedoch nicht erforderlich, wenn eine Befrei- 
ung von der Gestellungspflicht im Rahmen 
des betreffenden Zollverfahrens zugelassen 
worden ist; 

b) für die eine Entscheidung über die Gewäh- 
rung einer Erstattung oder eines Erlasses von 
Eingangsabgaben vorliegt, die das Verbringen 
der Waren in eine Freizone oder ein Freilager 
zuläßt; 

c) für die ein Antrag auf Vorauszahlung der Aus- 
fuhrerstattung im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik gesteht worden ist. 

3. Auf Antrag des Beteiligten steht die Zollbehörde 

eine Bescheinigung darüber aus, daß es sich bei 
den in die Freizone oder ein Freilager verbrach- 
ten Waren um Gemeinschaftswaren oder Nicht- 
gemeinschaftswaren handelt. 


TITEL III 

Verfahren in den Freizonen und 

Freilagern 

Artikel 6 

1. Der Verbleib von Waren in Freizonen und Freila- 
gern ist zeitlich nicht begrenzt. 

2. Für bestimmte Waren gelten die nach Artikel 15 

Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr (über die 

Zollager) festgesetzten besonderen Fristen. 

Artikel 7 

1. Vorbehaltlich der Artikel 9 und 10 sind in Freizo- 
nen oder Freilagern unter den Voraussetzungen 
dieser Verordnung alle industriellen und gewerb- 
lichen Tätigkeiten sowie Dienstleistungen zuge- 
lassen. 

2. Die Zollbehörde kann diese Tätigkeiten oder 
Dienstleistungen jedoch aufgrund der Art der 
Waren, auf die sie sich beziehen, oder aus Grün- 
den der zollamtlichen Überwachung untersagen 
oder beschränken. 

3. Die Zollbehörde kann Personen, die nicht jede 
erforderliche Gewähr für die ordnungsgemäße 
Anwendung dieser Verordnung bieten, die Aus- 
übung einer Tätigkeit in einer Freizone oder ei- 
nem Freilager verbieten. 


Artikel 8 

Bestehen die in Artikel 7 genannten Tätigkeiten 
darin, Nichtgemeinschaftswaren Behandlungen zu 
unterziehen, so gelten folgende Bestimmungen: 

a) Unbeschadet Artikel 13 Abs. 2 können die übli- 
chen Behandlungen im Sinne des Artikels 16 

Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr des Rates 

(über die Zollager) ohne Bewilligung vorgenom- 
men werden. 

b) Andere Veredelungsvorgänge als die üblichen 
Behandlungen sind nach den Vorschriften der 
Verordnung (EWG) Nr. 1999/85 des Rates vom 
16. Juli 1985 über den aktiven Veredelungsver- 
kehr) 3 4 ) durchzuführen. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die betref- 
fenden Kontrollvorschriften anpassen, soweit 
dies nötig ist, um die Voraussetzungen für das 
Funktionieren und die zollamtliche Überwa- 
chung der Freizonen oder Freilager zu berück- 
sichtigen. 

Abweichend vom ersten Unterabsatz dieses 
Buchstaben gelten für Veredelungsvorgänge im 
Gebiet des Alten Freihafens Hamburg keine 
wirtschaftlichen Voraussetzungen. 

Werden jedoch durch diese Abweichung in ei- 
nem bestimmten Wirtschaftszweig die Wettbe- 
werbsbedingungen in der Gemeinschaft beein- 


4 ) ABI. Nr. L 188 vom 20. Juli 1985, S. 1 
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trächtigt, so beschließt der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission, die auf 
Gemeinschaftsebene für den aktiven Verede- 
lungsverkehr vorgesehenen wirtschaftlichen 
Voraussetzungen auf die entsprechende Wirt- 
schaftstätigkeit im Gebiet des Alten Freihafens 
Hamburg anzuwenden. 

c) Vorgänge der Umwandlung sind nach den Vor- 
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 2763/83 des 
Rates vom 26. September 1983 über die Umwand- 
lung von Waren Unter zollamtlicher Überwa- 
chung vor ihrer Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr 5 ) durchzuführen. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die betref- 
fenden Kontrollvorschriften anpassen, soweit 
dies nötig ist, um die Voraussetzungen für das 
Funktionieren und die zollamtliche Überwa- 
chung der Freizonen oder Freilager zu berück- 
sichtigen. 

d) Die Zerstörung von Waren ist zulässig, sofern 
der Beteiligte der Zollbehörde alle Angaben lie- 
fert, die diese für erforderlich hält. 

Artikel 9 

Bestehen die in Artikel 7 genannten Tätigkeiten 

darin, Gemeinschaftswaren Behandlungen zu un- 
terziehen, so gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b genannten 
Waren, die der gemeinsamen Agrarpolitik unter- 
liegen, dürfen nur solchen Behandlungen unter- 
zogen werden, die für diese Waren in Artikel 16 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) des Rates (über 
die Zollager) ausdrücklich genannt sind. Diese 
Behandlungen können ohne Bewilligung vorge- 
nommen werden. 

b) Die in Artikel 1 Abs. 3 genannten Gemein- 
schaftswaren können den in Artikel 16 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) des Rates (über die Zollager) 
genannten Behandlungen ohne Bewilligung un- 
terzogen oder gemäß Artikel 8 Buchstabe d ver- 
nichtet oder zerstört werden. 

c) Andere als die unter den Buchstaben a und b 
genannten Gemeinschaftswaren können jeder 
Behandlung oder Be- oder Verarbeitung unterzo- 
gen werden. Auf Antrag des Beteiligten trifft die 
Zollbehörde aller erforderlichen Maßnahmen 
zur Sicherung der Nämlichkeit der Waren nach 
einer Behandlung oder Be- oder Verarbeitung. 

Artikel 10 

1. Unbeschadet Artikel 8 und Artikel 9 Buchsta- 
ben a und c dürfen Nichtgemeinschaftswaren 
und die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b und Abs. 3 
genannten Gemeinschaftswaren in Freizonen 
oder Freilagern nicht verbraucht oder verwendet 
werden. 

2. Soweit es im Rahmen der betreffenden Vor- 
schriften zulässig ist, steht Absatz 1 nicht der 

5 ) ABI. Nr. L 272 vom 5. Oktober 1983, S. 1 


Verwendung oder dem Verbrauch der Waren ent- 
gegen, die 

— bei der Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr oder in den zoll- und steuer- 
rechtlich freien Verkehr keinen Einfuhrabga- 
ben, Maßnahmen der gemeinsamen Agrar- 
und Handelspolitik sowie Abgaben nach Arti- 
kel 1 Abs. 3 unterliegen würden. In diesem 
Fall ist eine Anmeldung zum zollrechtlich 
freien Verkehr oder zum zoll- und steuer- 
rechtlich freien Verkehr nicht erforderlich; 

— als Bordbedarf für Beförderungsmittel die- 
nen; 

— in das Verfahren der vorübergehenden Ver- 
wendung nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 3599/82 des Rates 6 ) übergeführt worden 
sind. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die betref- 
fenden Kontrollvorschriften anpassen, soweit 
dies nötig ist, um die Voraussetzungen für das 
Funktionieren und die zollamtliche Überwa- 
chung der Freizonen oder Freilager zu be- 
rücksichtigen. 

Artikel 11 

1. Wer in einer Freizone oder einem Freilager eine 
Tätigkeit im Bereich der Lagerung, der Be- oder 
Verarbeitung oder des Kaufs oder Verkaufs von 
Waren ausübt, muß in der von der Zollbehörde 
zugelassenen Form Buch führen. Die Waren sind 
bei ihrer Verbringung in die Räumlichkeiten des 
Empfängers in diese Buchführung aufzunehmen. 
Die genannte Buchführung muß der Zollbehörde 
ermöglichen, die Waren festzustellen und die Wa- 
renbewegungen erkennen lassen. 

Die Buchführung ist der Zollbehörde zur Verfü- 
gung zu halten, um ihr jede von ihr für erforder- 
lich erachtete Kontrolle zu ermöglichen. 

2. Im Falle der Umladung von Waren innerhalb ei- 
ner Freizone müssen die entsprechenden Doku- 
mente der Zollbehörde zur Verfügung gehalten 
werden. Die mit einer solchen Umladung im Zu- 
sammenhang stehende kurzzeitige Lagerung gilt 
als Teil der. Umladung. 

TITEL IV 

Ausgang von Waren aus Freizonen 
und Freilagern 

Artikel 12 

Unbeschadet der im Rahmen von spezifischen 
Zollregelungen getroffenen Sonderbestimmungen 
können in Freizonen oder Freilager verbrachte 
Nichtgemeinschaftswaren 

— in den zollrechtlich freien Verkehr oder ein an- 
deres Zollverfahren übergeführt werden; 

— wiederausgeführt oder in einen anderen Mit- 
gliedstaat versandt werden; 


6 ) ABI. Nr. L 376 vom 31. Dezember 1982, S. 1 
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— zugunsten der Staatskasse aufgegeben werden, 
falls eine solche Möglichkeit nach innerstaatli- 
chem Recht vorgesehen ist; 

— unter zollamtlicher Überwachung vernichtet 
oder zerstört werden, wobei die bei einer Zerstö- 
rung anfallenden Abfälle oder Reste selbst einer 
der nach den vorstehenden Gedankenstrichen 
aufgeführten Bestimmungen zugeführt werden 
können. 


Artikel 13 

1. Entsteht für eine Nichtgemeinschaftsware eine 
Zollschuld, so ist der Zollwert dieser Ware gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 des Rates 7 ) 
zu bestimmen. 

Wird der Zollwert auf der Grundlage eines tat- 
sächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises er- 
mittelt, der die Kosten für die Lagerung oder 
Erhaltung der Waren während ihres Verbleibs in 
der Freizone oder dem Freilager enthält, so sind 
diese Kosten nicht in den Zollwert einzubezie- 
hen, vorausgesetzt, daß sie getrennt von dem für 
die Waren tatsächlich gezahlten oder zu zahlen- 
den Preis ausgewiesen werden. 

2. Ist die genannte Ware in einer Freizone oder 
einem Freilager anderen üblichen Behandlungen 
im Sinne des Artikels 16 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) des Rates (über die Zollager) unterzogen 
worden, so werden für die Festsetzung der Ein- 
fuhrabgaben die Art, der Zollwert und die Menge 
zugrunde gelegt, die zu berücksichtigen wären, 
wenn die betreffende Ware diesen Behandlungen 
nicht unterzogen worden wäre, sofern der An- 
melder dies beantragt und für die genannten Be- 
handlungen eine Bewilligung gemäß Artikel 16 
Abs. 3 der genannten Verordnung erteilt wurde. 


Artikel 14 

1. Unter die gemeinsame Agrarpolitik fallende Ge- 
meinschaftswaren im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 
Buchstabe b, die in eine Freizone oder ein Freila- 
ger verbracht werden, müssen einer der Bestim- 
mungen zugeführt werden, die in der Regelung 
vorgesehen sind, aufgrund deren sie in die Frei- 
zone verbracht wurden. 

2. Werden diese Waren wieder in das übrige Zollge- 
biet der Gemeinschaft verbracht oder aus dem 
Freilager ausgelagert oder ist für sie bei Ablauf 
der in Artikel 6 Abs. 2 genannten Frist noch kein 
Antrag gestellt worden, sie einer der in Absatz 1 
genannten Bestimmungen zuzuführen, so trifft 
die Zollbehörde die Maßnahmen, die in der be- 
treffenden spezifischen Regelung für den Fall 
vorgesehen sind, daß die Waren der vorgesehe- 
nen Bestimmungen nicht zugeführt werden. 


7 ) ABI. Nr. L 134 vom 31. Mai 1980, S. 1 


Artikel 15 

Die in eine Freizone oder ein Freilager verbrach- 
ten Gemeinschaftswaren im Sinne des Artikels 1 

Abs. 3 können: 

— in den steuerrechtlich freien Verkehr überge- 
führt werden; 

— in das Zollagerverfahren oder in ein Versandver- 
fahren übergeführt werden; 

— ausgeführt oder in einen anderen Mitgliedstaat 
versandt werden; 

— in den passiven Veredelungsverkehr überge- 
führt werden; 

— zugunsten der Staatskasse aufgegeben werden, 
falls eine solche Möglichkeit nach innerstaatli- 
chem Recht vorgesehen ist; 

— unter zollamtlicher Überwachung vernichtet 
oder zerstört werden, wobei die bei der Zerstö- 
rung anfallenden Abfälle oder Reste selbst einer 
der in den vorstehenden Gedankenstrichen ge- 
nannten Bestimmungen zugeführt werden kön- 
nen. 


Artikel 16 

Andere als die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe b und 
Abs. 3 genannten in eine Freizone oder ein Freila- 
ger verbrachten Gemeinschaftswaren können: 

— in das Verfahren der Ausfuhr, ein Versandver- 
fahren oder den passiven Veredelungsverkehr 
übergeführt werden oder 

— wieder in das übrige Zollgebiet der Gemein- 
schaft verbracht werden oder aus dem Freilager 
ausgelagert werden. 


Artikel 17 

1. Die in Artikel 5 Abs. 3 genannte Bescheinigung 
kann im Falle der Wiederverbringung von Wa- 
ren in das übrige Zollgebiet der Gemeinschaft, 
ihrer Auslagerung aus dem Freilager oder ihrer 
Überführung in ein Zollverfahren als Nachweis 
dafür verwendet werden, daß es sich bei diesen 
Waren um Gemeinschaftswaren oder Nichtge- 
meinschaftswaren handelt. 

2. Kann in den in Absatz 1 genannten Fällen nicht 
durch diese Bescheinigung oder auf andere 
Weise festgestellt werden, ob es sich bei den Wa- 
ren um Gemein schaf tswaren oder Nichtgemein- 
schaftswaren handelt, so gelten diese Waren 

— für die Anwendung der Ausfuhrabgaben und 
-Zertifikate sowie der im Rahmen der ge- 
meinsamen Handelspolitik bei der Ausfuhr 
vorgesehenen Maßnahmen als Gemein- 
schaftswaren und 

— in allen übrigen Fällen als Nichtgemein- 
schaftswaren. 
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Artikel 18 

Die Zollbehörde überzeugt sich davon, daß die 
beim Ausgang von Waren aus Freizonen oder Frei- 
lagern geltenden Bestimmungen über die Ausfuhr 
oder Versendung beachtet werden. 


TITEL V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Der Ausschuß für Zollager und Freizonen, der 

durch Artikel 27 der Verordnung (EWG) Nr 

(über die Zollager) eingesetzt worden ist, prüft alle 
die Anwendung dieser Verordnung betreffenden 
Fragen, die ihm der Vorsitzende von sich aus oder 
auf Antrag eines Mitgliedstaates uhterbreitet. 


Artikel 20 

Die erforderlichen Durchführungsvorschriften zu 
dieser Verordnung werden im Verfahren nach Arti- 
kel 29 der Verordnung (EWG) Nr (Zollager) er- 

lassen. 


Artikel 21 

Diese Verordnung berührt nicht den Erlaß beson- 
derer Vorschriften im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik; diese bleiben den Regeln über die Ein- 
führung dieser Politik unterworfen. 


Artikel 22 

Wird in einer spezifischen Gemeinschaftsrege- 
lung auf Freizonen Bezug genommen, so gilt diese 
Bezugnahme auch für Freilager. 

Artikel 23 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1736/75 des Rates vom 
24. Juni 1975 über die Statistiken für den Außen- 
handel der Gemeinschaft und den Handel zwischen 
ihren Mitgliedstaaten 8 ) bleibt unberührt. 


Artikel 24 

Die Verordnung (EWG) Nr. 353/79 des Rates vom 
5. Februar 1979 zur Festlegung der Bedingungen für 
den Verschnitt und die Verarbeitung von Erzeug- 
nissen des Weinsektors mit Ursprung in Drittlän- 
dern in den Freizonen im Gebiet der Gemein- 
schaft 9 ) bleibt unberührt. 


Artikel 25 

1. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1986 in 
Kraft. 

2. Die Richtlinie 69/75/EWG und die dazu erlasse- 
nen Durchführungsrichtlinien werden aufgeho- 
ben. Bezugnahmen auf jene Richtlinien gelten 
als Bezugnahmen auf diese Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


8 ) ABI. Nr. L 183 vom 14. Juli 1975, S. 3 
®) ABI. Nr. L 54 vom 5. März 1979, S. 94 
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Begründung 


I. Gemeinsame Erwägungen zu den Vorschlägen 
über die Zollagerverordnung und die 
Verordnung über Freizonen und Freilager 

1. Als — von einer Ausnahme abgesehen x ) — letzte 
einer Reihe von Einzelvorschlägen an den Rat 
fügen sich die vorliegenden Vorschläge einer 
Zollager- und einer Freizonen- und Freilagerver- 
ordnung ein in die Bemühungen um die Errich- 
tung eines Europäischen Zollrechtskodex. Diese 
im Rahmen einer kontinuierlichen Politik der 
Stärkung der Zollunion wichtige Zielsetzung ist 
durch wiederholte Verlautbarungen des Europäi- 
schen Parlaments und der europäischen Wirt- 
schaftsverbände unterstützt worden. 

2. Die Schaffung einer solchen als Bestandteil des 
zukünftigen Zollrechtskodex vorgesehenen Zoll- 
lager- und Freizonen- und Freilagerregelung 
wird dadurch erleichtert, daß die Grundsätze die- 
ser Materie bereits durch die Richtlinien 69/74/ 
EWG und 69/75/EWG des Rates vom 4. März 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über Zollager (Richtlinie 69/ 
74/EWG) und über Freizonen (Richtlinie 69/75/ 
EWG) festgelegt worden sind. Wie dies auch für 
andere Bereiche des bereits durch Richtlinien 
harmonisierten Zollrechtes in der Gemeinschaft 
gilt, müssen diese Richtlinien in Verordnungs- 
recht umgestaltet werden. 

3. Seiner Natur nach kann sich nämlich ein Euro- 
päischer Zollrechtskodex nicht darauf beschrän- 
ken, auf der Stufe einer Harmonisierung natio- 
naler Bestimmungen zu verharren, sondern er 
muß darauf gerichtet sein, diese nationalen Be- 
stimmungen weitgehend durch unmittelbar an- 
wendbares gemeinschaftliches Verordnungs- 
recht zu ersetzen. Nur unter dieser Vorausset- 
zung wird sein integrationspolitisches Ziel einer 
gemeinschaftsweit einheitlich anwendbaren, 
transparenten Regelung erreicht, welche die für 
die europäischen Wirtschaftssubjekte erforderli- 
che Rechtssicherheit gewährleistet. Daraus folgt, 
daß — im Einklang mit den bereits festgelegten 
Grundsätzen — eine umfassende Verordnungsre- 
gelung anzustreben ist, die im Hinblick auf die 
Gesamtheit der sich in einem Zollager, in einer 
Freizone oder einem Freilager ereignenden Si- 
tuationen hinreichend klare und konkrete Rege- 
lungen enthält. Unter dieser Prämisse ist das Ziel 
also, eine Regelung zu schaffen, die dazu be- 
stimmt ist, sich zu einem späteren Zeitpunkt zu- 
sammen mit einer Reihe anderer, die weiteren 
Bereiche des Zollrechts abdeckender Verordnun- 


l ) Dem Rat soll noch ein Vorschlag für eine Verordnung 
zur Festlegung der Gemeinschaft verbrachte Waren 
gelten, bis sie eine zollrechtliche Bestimmung erhalten 
haben, vorgelegt werden. 


gen bausteinartig in den zukünftigen Zollrechts- 
kodex einzufügen. 

4. Die bisherige Gemeinschaftsregelung auf den ge- 
nannten Gebieten unterscheidet nur zwischen 
Zollagern und Freizonen, wobei deren Schaffung 
und Aufrechterhaltung den Mitgliedstaaten 
überlassen ist, ohne daß diese dabei an be- 
stimmte Voraussetzungen gebunden sind. Eins 
der wesentlichen Unterscheidungsmerkmale 
zwischen Zollagern und Freizonen liegt darin, 
daß Waren, die in ein Zollager eingelagert wer- 
den sollen, grundsätzlich gestellt und immer an- 
gemeldet werden müssen, während eine entspre- 
chende Verpflichtung bei Verbringen von Waren 
in eine Freizone fehlt. Die Überführung zollrecht- 
lich gebundener Waren in ein Zollager ist des- 
halb als ein Zollverfahren anzusehen, das Ver- 
bringen in eine Freizone dagegen als bloßer Re- 
alakt, der grundsätzlich keine Verpflichtungen 
zollrechtlicher Art nach sich zieht. Der genannte 
Unterschied hat zur Folge, daß der Warenbe- 
stand bei Zollagern verfolgt wird und Fehlbe- 
stände grundsätzlich verzollt werden müsen, was 
in Freizonen nicht der Fall ist. Die Unterschei- 
dung zwischen Zollager und Freizonen wird da- 
gegen nicht — wie die Terminologie zunächst 
vermuten ließe — nach der räumlichen Ausdeh- 
nung der entsprechenden Einrichtungen vorge- 
nommen. So gibt es heute schon in einigen Mit- 
gliedstaaten Niederlassungen, die aufgrund ihrer 
räumlichen Ausdehnung eher als Lager anzuse- 
hen wären, tatsächlich aber wie Freizonen funk- 
tionieren und daher der Richtlinie 69/75/EWG 
unterworfen sind. Diesem Rechtszustand soll mit 
den neuen Verordnungen insofern Rechnung ge- 
tragen werden, als diese Lager ausdrücklich in 
die für Freizonen gültige Regelung mit einbezo- 
gen werden („Freilager“). Das bedeutet, daß vom 
übrigen Zollgebiet abgeschlossene größere („Zo- 
nen“) oder kleinere (zum Beispiel nur ein Ge- 
bäude = „Lager“) Teile des Zollgebiets in der 
Weise funktionieren können, daß Waren ohne 
Gestellung und Zollanmeldung dorthin verbracht 
werden können, mit allen Folgerungen, die sich 
daraus ergeben. Es soll dabei weiterhin den Mit- 
gliedstaaten obliegen zu entscheiden, wann die 
Regelung über das Zollagerverfahren und wann 
diejenige über Freizonen und Freilager Anwen- 
dung finden soll. Voraussetzung ist nur, daß im 
Falle der Freizonen und Freilager ein Zugang 
der Wirtschaftsbeteiligten ohne Anwesenheit der 
Zollbehörden ausgeschlossen ist, soweit aus 
Drittländern eingeführte Waren nicht unmittel- 
bar dorthin verbracht weden. Lager, die heute in 
dieser Weise funktionieren, ohne daß auf die Ge- 
stellung und Anmeldung verzichtet wird (ge- 
schlossene Zollager), würden nach der neuen Re- 
gelung entweder in der Weise umgestaltet, daß 
sie der Freizonen- oder Freilagerregelung unter- 
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stellt würden oder daß der Zugang zu ihnen auch 
ohne Anwesenheit der Zollbehörde nicht ausge- 
schlossen werden dürfte. 

Die Anwendung der Freizonen- und Freilagerre- 
gelung setzt nicht voraus, daß sie einen unmittel- 
baren Zugang zu Drittländern besitzen, wie ins- 
besondere Häfen und Flughäfen. Wenn auch die 
Errichtung derartiger Zonen oder Lager dort als 
besonders interessant erscheint, wo Drittlands- 
waren Zugang haben, ohne überhaupt Zollforma- 
litäten unterworfen werden zu müssen, so ist es 
doch zweckmäßig, dieselben Erleichterungen an 
anderen Handelszentren zu gewähren, wohin 
Waren zwar nur in einem Versandverfahren ge- 
langen können, von wo aus aber ebenfalls ihre 
unter Umständen großräumige Verteilung statt- 
findet 

II. Erwägungen zum Vorschlag für die 
Zollagerverordnung 

1. Der Vorschlag über die Zollagerverordnung über- 
nimmt weitgehend die Grundsätze der Richtlinie 
69/74/EWG. Er trifft jedoch zunächst einmal eine 
klare Unterscheidung zwischen dem Zollager als 
Ort, der von der Zollbehörde zugelassen werden 
muß und unter ihrer Überwachung steht, sowie 
der Inanspruchnahme des Zollagerverfahrens. In 
Übereinstimmung mit den Gegebenheiten in den 
Mitgliedstaaten unterscheidet der Vorschlag 
ferner zwischen öffentlichen und privaten Zoll- 
lagern, je nachdem, ob sie von mehreren Einlage- 
rern benutzt werden können oder ob Lagerhalter 
und Einlagerer ein und dieselbe Person sind. 

2. Der Vorschlag regelt die Rechtsfolgen der Über- 
führung von Waren in das Zollagerverfahren — 
die Waren unterliegen weder Einfuhrabgaben 
noch handelspolitischen Maßnahmen — sowie 
die Formalitäten einer solchen Überführung in 
das genannte Verfahren — die Waren müssen 
grundsätzlich gestellt und angemeldet werden. 
Es ist ferner die Möglichkeit vorgesehen, verein- 
fachte Verfahren für die Überführung in das Zoll- 
lagerverfahren zu benutzen. In Ausnahmefällen 
kann das Zollagerverfahren benutzt werden, 
ohne daß die Waren an Orten gelagert werden, 
die als Zollager zugelassen sind (fiktives Zoll- 
lager). 

3. Die Überführung von Waren in das Zollagerver- 
fahren bringt gewisse Risiken bezüglich der Er- 
füllung der Verpflichtung zur Entrichtung der 
Einfuhrabgaben oder anderer Abgaben mit sich, 
die für diese Waren geschuldet werden können. 
Daher ist vorgesehen, daß die Bewilligung zum 
Betrieb eines Zollagers beziehungsweise die 
Überführung von Waren in das Zollagerverfah- 
ren grundsätzlich von einer Sicherheitsleistung 
abhängig gemacht wird. 

4. Bei der Auslagerung von Waren aus Zollagern 
sind ebenfalls bestimmte vereinfachte Verfahren 
vorgesehen; danach können Waren unter be- 
stimmten Voraussetzungen, ohne Gestellung und 
vorherige Anmeldung in den zollrechtlich freien 
Verkehr übergeführt werden. 


5. Der vorliegende Verordnungsvorschlag über 
Zollager beschränkt sich grundsätzlich auf den 
Aspekt des Warenverkehrs mit Drittländern, 
sieht aber vor, daß andere als die in das Zollager- 
verfahren übergeführte Waren unter gewissen 
Voraussetzungen in dem Zollager gelagert wer- 
den können. Gemeinschaftswaren, die inländi- 
schen Abgaben unterliegen, können also eben- 
falls im Zollager gelagert werden, wobei die Fol- 
gen ihres Verbringens in das Zollager von den 
Mitgliedstaaten festzulegen ist. 

6. Die einheitliche Anwendung der Verordnung 
wird durch ein Gemeinschaftsverfahren gewähr- 
leistet, das den Erlaß von Durchführungsvor- 
schriften ermöglicht. Ferner ist die Einsetzung 
eines Ausschusses vorgesehen, um eine enge und 
wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission in diesem Be- 
reich sicherzustellen. 

III. Erwägungen zum Vorschlag über die 
Freizonen- und Freilagerverordnung 

1. Der zoll- und außenhandelspolitische Sonder Sta- 
tus innerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft, 
den die Freizonen einschließlich der Freilager 
weiterhin wie bisher genießen werden, ergibt 
sich aus der Gesamtheit der Einzelbestimmun- 
gen, die der vorliegende Verordnungsentwurf 
enthält. Diese laufen, auf das wesentliche zusam- 
mengefaßt, darauf hinaus, daß Waren unter ver- 
einfachten Förmlichkeiten und Zollkontrollen in 
Freizonen verbracht werden können, dort ver- 
bleiben und diese wieder verlassen können. 
Ferner unterliegen Waren, die sich nicht im zoll- 
rechtlich freien Verkehr der Gemeinschaft befin- 
den, in den Freizonen weder Einfuhrabgaben 
noch handelspolitischen Maßnahmen. 

2. Nur zu einem Teil gelangt dieser Sonderstatus in 
der Richtlinie 69/75/EWG in der Pauschalformel 
(Artikel 1 Abs. 2) zum Ausdruck, daß die in der 
Freizone befindlichen Waren „für die Anwen- 
dung der Zölle, Abschöpfungen, mengenmäßigen 
Beschränkungen oder jeglicher Abgabe oder 
Maßnahme gleicher Wirkung als nicht im Zollge- 
biet der Gemeinschaft befindlich zu betrachten“ 
sind. In einzelnen Freihäfen besteht der Wunsch, 
eine solche Formel als Ausdruck ihres weit in die 
Vergangenheit zurückreichenden Traditionsver- 
ständnisses weiterhin in einer Freizonenrege- 
lung verankert zu finden. 

3. Obgleich die Kommission dieser Formel als einer 
programmatischen Aussage nach wie vor Bedeu- 
tung zumißt und sich ihren Inhalt im Sinne einer 
Garantie der bisherigen wirtschaftlichen Vorteile 
der Freihäfen voll zu eigen macht — was im übri- 
gen durch die Aufnahme dieses Gedankens in die 
Erwägungsgründe bestätigt wird — , ist sie aller- 
dings der Auffassung, daß ihre Aufrechterhal- 
tung im verfügenden Teil der Verordnung der 
angestrebten Klarheit wegen nicht förderlich 
sein würde, und zwar aus folgenden Gründen: 

— Die genannte Pauschalformel umschreibt den 
Sonderstatus nur unzulänglich, insofern sie 
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auf den Aspekt der Zollförmlichkeiten und 
Kontrollen überhaupt nicht eingeht; 

— andererseits wäre ihre unbeschränkte Aus- 
weitung auf den Aspekt der Zollförmlichkei- 
ten und Kontrollen allerdings schon mit 
Rücksicht auf die bisherige, der Richtlinie 
69/75/EWG zu entnehmenden Rechtslage un- 
gerechtfertigt In der Tat kann auch aufgrund 
der bisherigen Rchtslage nicht davon ausge- 
gangen werden, daß die Waren in einer Frei- 
zone uneingeschränkt so behandelt werden 
durften, als befänden sie sich außerhalb des 
Zollgebiets der Gemeinschaft 

Artikel 4 der Richtlinie knüpft die Möglich- 
keit eines Ge- oder Verbrauchs von Dritt- 
landswaren in der Freizone an die Bedingun- 
gen, „die im übrigen Gebiet des Mitgliedstaa- 
tes gelten, in dem die Freizone liegt“. Man 
kommt hier also nach vernünftiger Auslegung 
nicht an der Entstehung einer Zollschuld in 
der Freizone vorbei, was im übrigen auch der 
tatsächlichen Handhabe der Verwaltungen in 
den Mitgliedstaaten entspricht. Die gleiche 
Schlußfolgerung ist aus der ebenfalls in Arti- 
kel 4 Abs. 2 festgelegten Anwendbarkeit der 
Regeln, die für den aktiven Veredelungsver- 
kehr gelten, zu ziehen. Bereits diese beiden 
Beispiele zeigen zur Genüge, daß schon in der 
derzeit geltenden Richtlinie die Aussage, Frei- 
zonenwaren seien als nicht im Zollgebiet der 
Gemeinschaft befindlich zu betrachten, in ih- 
rer Pauschalität zum Teil unzutreffend, min- 
destens aber unpräzis ist und schon deshalb 
dem, was die Festlegung der einzelnen 
Rechtsfolgen anbelangt, weiterreichenden 
Regelungsanspruch einer Verordnung erst 
recht nicht genügen kann; 

— im Gegensatz zu der bisherigen Richtlinie 
muß eine Freizonen- und Freilagerverord- 
nung also die Möglichkeit bieten, aus ihr für 
eine Vielzahl von Einzelaspekten, die insbe- 
sondere infolge der Überlagerung durch 


agrarrechtliche Vorschriften kompliziert wer- 
den, zweifelsfrei die sachgerechten Rechtsfol- 
gen abzuleiten. Nur so läßt sich übrigens bei 
einem steigenden Interesse in den einzelnen 
Mitgliedstaaten an der Ausnutzung der Vor- 
teile von Freizonen/Freihäfen auf gemein- 
schaftsweiter Ebene die Einheitlichkeit der 
Wettbewerbsbedingungen gewährleisten. 
Würde neben der Aufnahme konkreter Sach- 
regelungen die Verordnung noch durch eine 
Pauschalformel fiktiven Charakters der be- 
zeichneten Art ergänzt, so bestünde die Ge- 
fahr, daß die genannten Einzelregelungen in 
Widersprüche verwickelt werden könnten 
und ein allgemeines Klima der Rechtsunsi- 
cherheit in bezug auf das gültige Freizonen- 
recht entstünde. Damit würde aber der eigent- 
liche Zweck dieses Verordnungsvorschlages 
vereitelt. 

4. Der vorliegende Verordnungsvorschlag über 
Freizonen und Freilager beschränkt sich ebenso 
wie derjenige über Zollager grundsätzlich auf 
den Aspekt des Warenverkehrs mit Drittländern; 
soweit Waren inländischen Abgaben unterliegen, 
sind die Folgen einer Verbringung in Freizonen 
ebenfalls von den Mitgliedstaaten festzulegen. 

5. Der Verordnungsvorschlag sieht vor, daß der Er- 
laß von Durchführungsvorschriften im Rege- 
lungsausschußverfahren erfolgen soll, nach den- 
selben Verfahrensbestimmungen, wie sie auch 
für die Aufstellung von Durchführungsbestim- 
mungen für die Zollagerregelung Anwendung 
finden. 

Da diese Verordnungsvorschläge auf die Artikel 43 
und 113 des Vertrages gestützt sind, ist die Anhö- 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht 
zwingend vorgeschrieben. Die Kommission hält es 
jedoch für wünschenswert, außer dem Europäi- 
schen Parlament auch diese Instanz zu bitten, sich 
zu den Vorschlägen zu äußern. 
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Bericht der Abgeordneten Jäger (Wangen) und Dr. Struck 


Die Vorlagen wurden gemäß Nummer 17 der Sam- 
melüberweisung von EG-Vorlagen vom 7. Novem- 
ber 1985 — Drucksache 10/4184 — zur federführen- 
den Beratung an den Finanzausschuß und zur Mit- 
beratung an den Ausschuß für Wirtschaft überwie- 
sen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 15. Januar 
1986, der Finanzausschuß hat am 19. Februar 1986 
über die Vorlagen beraten. Das Votum des mitbera- 
tenden Ausschusses ist inhaltlich in die umfassen- 
dere Beschlußempfehlung des federführenden Aus- 
schusses eingegangen. 


1. Sachverhalt 

Die Vorschriften der EG-Mitgliedstaaten über Zoll- 
lager und Freizonen sind bisher durch Richtlinien 
(69/74/EWG und 69/75/EWG vom 4. März 1969) har- 
monisiert. Diese Richtlinien sollen durch unmittel- 
bar geltendes Gemeinschaftsrecht ersetzt werden. 

Die Verordnungsvorschläge regeln 

— die grundsätzlichen Voraussetzungen, die Zoll- 
lager und Freizonen erfüllen müssen, 

— die Überführung von Waren in ein Lager bzw. in 
eine Freizone, 

— die sich aus der Überführung ergebenden 
Rechtsfolgen, 

— die Beendigung des Zollagerverfahrens bzw. das 
Verbringen von Waren aus der Freizone. 

Besonders hervorzuheben ist, daß 

— die in der gegenwärtigen Freizonen-Richtlinie 
enthaltene Freizonenfiktion, nach der die in ei- 
ner Freizone vorhandenen Waren als nicht im 
EG-Zollgebiet befindlich gelten, nach den Vor- 
stellungen der Kommission nicht Bestandteil 
der Verordnung über Freizonen und Freilager 
werden soll, 

— das historisch begründete Veredelungsprivileg 
des Alten Freihafens Hamburg, nach dem Ver- 
edelungen ohne Prüfung der wirtschaftlichen 
Voraussetzungen vorgenommen werden können, 
nach dem Vorschlag der Kommission in Zukunft 
mit qualifizierter Mehrheit abgeschafft werden 
kann, während in der geltenden Richtlinie hier- 
für Einstimmigkeit erforderlich ist. 

Für die Zollager sind sowohl für die Überführung 
ins Lager als auch für die Auslagerung vereinfachte 
Verfahren vorgesehen; es sollen auch fiktive Zoll- 
lager zugelassen werden, die dem deutschen Recht 
bisher fremd sind. Für die Freizonen sind weitge- 
hende Befreiungen bzw. Vereinfachungen hinsicht- 
lich der Zollförmlichkeiten vorgesehen. Die Einzel- 
heiten und die verfahrensmäßige Abwicklung sol- 


len Durchführungsvorschriften der Kommission 
überlassen bleiben. 


2. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat die Auffassung vertreten, 
daß eine Umwandlung der Zollager- und Freizonen- 
Richtlinien in Verordnungen nicht vordringlich er- 
scheine. Die beiden Rechtsgebiete seien eng mit an- 
deren Bereichen des Zollrechts, insbesondere der 
Erfassung der Waren und der Zollschuld, verknüpft, 
die z. T. noch nicht oder ebenfalls nur durch Richtli- 
nienrecht harmonisiert seien. Ohne gleichzeitiges 
Inkrafttreten von EWG-Verordnungen auch für 
diese Bereiche werde eine isolierte Harmonisierung 
des Zollager- und Freizonenrechts zu rechtlichen 
Unklarheiten führen und Probleme bei der prakti- 
schen Anwendung schaffen. Am besten sei es, die 
Harmonisierung insoweit der Zollgrundverordnung 
(Zollkodex) zu überlassen, die das Zollrecht umfas- 
send vereinheitlichen solle und die z. Z. von der 
Kommission vorbereitet werde. Gesehen werden 
müsse allerdings, daß die anderen EG-Mitgliedstaa- 
ten eine Vorabregelung anstreben. 

Die Bundesregierung hat darauf hingewiesen, daß 
die vorgeschlagenen Regelungen sehr allgemein ge- 
halten sind. Eine abschließende Stellungnahme 
lasse sich deshalb erst abgeben, wenn bekannt ist, 
welche Durchführungsbestimmungen die Kommis- 
sion erlassen will. Es sei wünschenswert, daß die 
Kommission baldmöglichst einen entsprechenden 
Vorschlag vorlege. 

Im einzelnen hat die Bundesregierung zu den Ver- 
ordnungsvorschlägen folgendes bemerkt: 

a) Verordnungsvorschlag über Zollager 

Da bei dieser Verordnung geplant sei, die Bewilli- 
gung eines Zollagers von einer Sicherheitsleistung 
abhängig zu machen (Artikel 4 des Vorschlags), er- 
scheine es nicht erforderlich, für bestimmte Fälle 
der Einlagerung von Waren zusätzlich eine Sicher- 
heit zu fordern, so wie es Artikel 9 Nr. 3 des Vor- 
schlags vorsehe. Darüber hinaus sei es bedenklich, 
im Zollager über die üblichen Lagerbehandlungen 
hinaus auch Veredelungs- und Umwandlungsarbei- 
ten zuzulassen (Artikel 11 Buchstaben b und c des 
Vorschlags), weil dies durch den Lagerzweck nicht 
mehr gedeckt sei. Weiterhin erscheine es übertrie- 
ben, für sämtliche Lagerbehandlungen, also auch 
solche einfachster Art, vorherige zollamtliche Be- 
willigungsverfügungen zu fordern (Artikel 16 des 
Vorschlags). Außerdem bedürfe die vorgeschlagene 
Regelung über die Entnahme von Waren aus dem 
Zollager in den freien Verkehr (Artikel 25 Nr. 2 des 
Vorschlags) der Präzisierung. Schließlich müßten 
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nach Auffassung der Bundesregierung zusätzliche 
Vereinfachungen zugelassen werden, um Zollager- 
gut in einem vereinfachten Verfahren in einen an- 
deren Zollverkehr zu überführen. Wirtschaftlich be- 
deutsam sei insoweit insbesondere die Überführung 
von Waren aus dem Zollager in eine aktive Verede- 
lung. 

b) Verordnungsvorschlag über Freizonen und Frei- 
lager 

Zu diesem Vorschlag vertritt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß eine Unterscheidung in Freizo- 
nen und Freilager als nicht sinnvoll erscheine. Die 
Regelung der Freilager solle in die Verordnung 
über Zollager übernommen werden. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit betont, die bisher in der Freizonen- 
Richtlinie vorgesehene Bestimmung, nach der die 
in einer Freizone befindlichen Waren als nicht im 
EG-Zollgebiet befindlich gelten (Freizonenfiktion), 
in die Verordnung selbst zu übernehmen. Diese Fik- 
tion verdeutliche den Unterschied zwischen Freizo- 
nen und Zollagern und stelle klar, daß in Freizonen 
zollverfahrensrechtliche und sonstige zollrechtliche 
Vorschriften grundsätzlich nicht oder nur in modifi- 
zierter Form Anwendung finden können. 

Das Erfordernis, für Kontrollzwecke zumindest in 
den deutschen Freihäfen für die Zollbehörden ein 
Exemplar des Beförderungspapiers zur Verfügung 
zu halten (Artikel 3 Nr. 4 des Vorschlags), hält die 
Bundesregierung für nicht notwendig. Schließlich 
hat die Bundesregierung zu dem Regelungsvor- 
schlag hinsichtlich des im Alten Freihafen Ham- 
burgs bestehenden historisch begründeten Privi- 
legs Stellung genommen. Nach dem Kommissions- 
vorschlag soll dieses Privileg nicht mehr, wie bisher 
in der Richtlinie geregelt, durch einstimmigen Rats- 
beschluß, sondern mit qualifizierter Mehrheit abge- 
schafft werden können (Artikel 8 Buchstabe b des 
Vorschlags). Diese Änderung erscheine der Bundes- 
regierung nicht als gerechtfertigt. 


3. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat gegen den Kommissionsvor- 
schlag einer Verordnung über die Freizonen und 
Freilager erhebliche Bedenken geäußert. Er be- 
fürchtet eine Beeinträchtigung der Funktion der 
Freihäfen in Hamburg und Bremen, über die ein 
Großteil des seewärtigen Außenhandels der Bun- 
desrepublik Deutschland abgewickelt wird. Die Exi- 
stenz dieser Freihäfen werde bei Annahme des Ver- 
ordnungsvorschlags gefährdet. 

Deshalb hat der Bundesrat die Bundesregierung ge- 
beten, sich nachdrücklich dafür einzusetzen, daß bei 
der Umgestaltung der derzeit gültigen Richtli- 
nie 69/75/EWG des Rates vom 4. März 1969 über 
Freizonen in unmittelbar geltendes gemeinschaftli- 
ches Verordnungsrecht keine materiellen Nachteile 
gegenüber der bisherigen Rechtslage eintreten. Ins- 
besondere hat er die Bundesregierung gebeten, dar- 
auf hinzuwirken, daß die Freizonenfiktion, die die 


Kommission nur programmatisch in den Erwä- 
gungsgründen erwähnt, ausdrücklich im Verord- 
nungstext festgeschrieben wird. 

Weiterhin ist der Bundesrat der Auffassung, daß in 
Artikel 8 Buchstabe b der Verordnung (Einschrän- 
kung des Veredelungsprivilegs des Alten Freiha- 
fens in Hamburg) statt einer qualifizierten Mehr- 
heit Einstimmigkeit im Rat verlangt werden solle. 
Außerdem solle darauf hingewirkt werden, daß die 
Bearbeitung und Verarbeitung von Waren, die nach 
der Behandlung zum zollrechtlich freien Verkehr 
abgefertigt werden sollen, ohne Beschränkungen 
zulässig ist, wenn die Bearbeitung oder Verarbei- 
tung zu einer gleichen oder höheren Zollbelastung 
führt. 

Aus den genannten Gründen hat der Bundesrat die 
Bundesregierung gebeten, der Verordnung in der 
vorliegenden Fassung nicht zuzustimmen. 

Im übrigen hat der Bundesrat die Behandlung die- 
ser Verordnungsvorschläge zum Anlaß genommen, 
die Bundesregierung darum zu bitten, auch an der 
Donau und am Rhein — in Duisburg — Freihäfen 
einzurichten. Zur Begründung hat er angeführt, daß 
durch einen deutschen Freihafen an der Donau 
Wettbewerbsnachteile abgebaut würden, die daraus 
entstanden seien, daß heute bereits in Linz und in 
anderen ausländischen Donauhäfen Freihäfen be- 
stehen. Ein solcher Freihafen werde dem Waren- 
austausch mit den übrigen Donauanliegerstaaten 
zusätzliche Entwicklungschancen eröffnen. Gleich- 
zeitig könne ein solcher Freihafen eine wichtige 
Brückenfunktion im Handel und Transport zwi- 
schen Südosteuropa und den deutschen Nordseehä- 
fen übernehmen. Ein Freihafen am Rhein — in 
Duisburg — werde der Möglichkeit direkten See- 
verkehrs aus diesem Rheinhafenstandort in Kon- 
kurrenz zu den Rheinmündungshäfen Rechnung 
tragen. Wettbewerbsnachteile des Duisburger Ha- 
fens gegenüber den Rheinmündungshäfen würden 
dadurch abgebaut und der Rheinschiffahrt zusätzli- 
che Entwicklungschancen eröffnet. 


4. Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Stellung- 
nahme einstimmig die Auffassung vertreten, daß 
bei der Freizonenregelung den besonderen Pro- 
blemen Hamburgs und Bremens Rechnung getra- 
gen werden müsse. In der Verordnung sei daher 
klarzustellen, daß die in einer Freizone vorhande- 
nen Waren als nicht im EG-Zollgebiet befindlich 
gelten. Der entsprechende Hinweis lediglich in den 
Erwägungsgründen sei für diese Fiktion, die den 
Unterschied zwischen Freizonen und Zollagern ver- 
deutliche, nicht ausreichend. Anderenfalls könne 
nicht sichergestellt werden, daß in den Freizonen 
zollverfahrensrechtliche Vorschriften grundsätzlich 
nicht oder nur in abgewandelter Form zur Anwen- 
dung kommen. 

Dem Kommissionsvorschlag, das im Alten Freiha- 
fen Hamburg bestehende Veredelungsprivileg 
durch Ratsbeschluß mit qualifizierter Mehrheit ab- 
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schaffen zu können, sollte nach Auffassung des 
Ausschusses für Wirtschaft auf keinen Fall zuge- 
stimmt werden. 

Schließlich hat der Ausschuß für Wirtschaft den 
federführenden Finanzausschuß mit der Mehrheit 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN gebeten, sorgfältig zu prü- 
fen, wie die Bitte in der Stellungnahme des Bundes- 
rates vom 19. Dezember 1985 unterstützt werden 
kann, auch an der Donau und am Rhein — in Duis- 
burg — Freihäfen einzurichten. 


5. Beschlußempfehlung 

Im Mittelpunkt der Beratungen des federführenden 
Finanzausschusses standen, wie schon im mitbera- 
tenden Wirtschaftsausschuß und im Bundesrat, die 
Fragen der Freizonenfiktion des Veredelungsprivi- 
legs im Alten Freihafen in Hamburg und möglicher 
Freihäfen an Donau und Rhein. 

Einigkeit bestand bei den Koalitionsfraktionen und 
der SPD-Fraktion im federführenden Ausschuß zu- 
nächst darüber, daß es vorzuziehen sei, jetzt auf 
Vorab-Einzelregelungen zu verzichten und die ent- 
sprechenden Regelungen bis zu einer grundlegen- 
den Harmonisierung des Zollrechts zurückzustel- 
len. Dementsprechend wurde dem Deutschen Bun- 
destag empfohlen, die Bundesregierung um Prü- 
fung dieser Grundposition zu bitten. Alle Fraktio- 
nen waren darüber hinaus der Auffassung, daß die 
Bundesregierung für den Fall, daß ein Verzicht auf 
die Einzelregelungen in Brüssel nicht erreichbar 
sei, bei der EG-Kommission darauf dringen müsse, 
vor der Beschlußfassung über die Verordnungen 
Klarheit über die auf der Grundlage der Verordnun- 
gen zu erlassenden Durchführungsbestimmungen 
zu erhalten. Dies sei notwendig, um die konkreten 
Auswirkungen der zum Teil sehr allgemein gehalte- 
nen Verordnungsregelungen rechtzeitig erkennen 
zu können. 

Eingehend hat sich der Finanzausschuß mit der so- 
wohl vom Ausschuß für Wirtschaft als auch vom 
Bundesrat geäußerten Besorgnis auseinanderge- 
setzt, durch den Verordnungsvorschlag über die 
Freizonen und Freilager könnten materielle Nach- 
teile für die bestehenden deutschen Freihäfen ein- 
treten. Kritisiert wurde in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Absicht der Kommission, die in 
der geltenden Freizonen- Richtlinie enthaltene Frei- 
zonenfiktion nicht in die Verordnung zu überneh- 
men. Der Ausschuß hielt es einmütig für unzurei- 
chend, daß die Kommission die Freizonenfiktion 
nur in den Erwägungsgründen für den Verord- 
nungsvorschlag erwähnt und nicht in den Verord- 


nungstext selbst übertragen habe. Dem Deutschen 
Bundestag empfahl er deshalb, die Bundesregie- 
rung zu bitten, den Verordnungen nur zuzustim- 
men, wenn die Freizonenfiktion Bestandteil der 
Verordnung über Freizonen wird. 

Gleiches gilt für den Vorschlag der Kommission, in 
die Verordnung über die Freizonen und Freilager 
eine Regelung aufzunehmen, nach der das Verede- 
lungsprivileg des Alten Freihafens in Hamburg in 
Zukunft durch Ratsbeschluß mit qualifizierter 
Mehrheit eingeschränkt werden kann, während 
hierfür in der geltenden Richtlinie Einstimmigkeit 
erforderlich ist. Der Finanzausschuß empfiehlt dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung zu bit- 
ten, den Verordnungen nur zuzustimmen, wenn si- 
chergestellt ist, daß an der derzeitigen Vorausset- 
zung der Einstimmigkeit für eine Abschaffung des 
Privilegs festgehalten wird. Schließlich soll die Bun- 
desregierung nach Auffassung des Finanzausschus- 
ses darauf hinwirken, daß die Bearbeitung und Ver- 
arbeitung von Waren, die nach der Behandlung zum 
zollrechtlich freien Verkehr abgefertigt werden sol- 
len, ohne Beschränkungen zulässig ist, wenn die 
Bearbeitung und Verarbeitung zu einer gleichen 
oder höheren Zollbelastung führt. 

Breiten Raum nahm die Diskussion des Vorschlags 
ein, die Voraussetzungen für die Errichtung von 
Freihäfen an der Donau und am Rhein — in Duis- 
burg — zu schaffen. Die Bundesregierung erklärte 
hierzu, ihre Meinungsbildung in dieser Frage sei 
noch nicht abgeschlossen. Diese Frage könne nicht 
abstrakt, sondern nur nach genauer Prüfung kon- 
kreter Einzelvorhaben beurteilt werden. Die Frak- 
tionen von CDU/CSU, FDP und SPD setzten sich 
dagegen unter Anführung der mit neuen Freihäfen 
verbundenen wirtschaftlichen Chancen für die 
Schaffung dieser Freihäfen ein. Hingegen lehnte 
die Fraktion DIE GRÜNEN die Errichtung neuer 
Freihäfen unter ökologischen Gesichtspunkten ab. 
Ein Freihafen an der Donau würde nach Auffas- 
sung der Fraktion DIE GRÜNEN große Dimensio- 
nen mit einem entsprechenden Landschaftsver- 
brauch annehmen und zudem die übrigen deut- 
schen Donauhäfen benachteiligen. 

Die Koalitionsfraktionen und die SPD-Fraktion ha- 
ben im federführenden Finanzausschuß Entwürfe 
eigener Entschließungsanträge vorgelegt. Nachdem 
sich zeigte, daß diese in die gleiche Richtung wie- 
sen, erklärte sich die SPD-Fraktion bereit, den von 
den Koalitionsfraktionen vorbereiteten Entwurf zur 
Grundlage der Abstimmung zu machen. Die vorste- 
hende Beschlußempfehlung an den Deutschen Bun- 
destag wurde mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU/CSU, FDP und SPD angenommen, während 
sie von der Fraktion DIE GRÜNEN wegen der an- 
gestrebten neuen Freihäfen abgelehnt wurde. 


Bonn, den 5. März 1986 


Jäger (Wangen) Dr. Struck 

Berichterstatter 
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